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DIE STADT
74. Jahrgang Nr. 46 Donnerstag, 18. November 2021

A M T S B L A T T  D E R  K L I N G E N S T A D T  S O L I N G E N

11. Neue Halteregelung an der Fußgänger-Lichtsignalanlage 
Wuppertaler Straße/In der Freiheit/Schulstraße

 Antrag der CDU-Bezirksfraktion vom 08.11.2021
12. Anschluss der Hermesstraße an die Korkenziehertrasse
 Antrag der CDU-Bezirksfraktion vom 08.11.2021
13. Sachstand Bushaltestelle Piepersberg
 Antrag der CDU-Bezirksfraktion vom 08.11.2021
14. Gewährleistung von sicheren Radwegen
 Gem. Antrag der Bezirksfraktionen Bündnis 90/Die 

Grünen, der SPD und DIE LINKE vom 10.11.2021
15. Genehmigung der Beschlüsse der als Videokonferenz 

geführten letzten Sitzungen der Bezirksvertretung 
Gräfrath

16. Freie Budgetmittel 2021
17. Beschlusskontrolle
 - mündlicher Bericht -
18. Verschiedenes 
18.1 Mitteilungen der Verwaltung 
18.1.1 Gefahrenbaumfällungen verschiedene Straßen/Orte im 

Stadtgebiet von Solingen Gräfrath
18.2 Anfragen an die Verwaltung 

S I T Z U N G E N  D E S  R AT E S  D E R  
S TA D T   S O L I N G E N ,   S E I N E R  A U S S C H Ü S S E 

U N D  D E R  B E Z I R K S V E R T R E T U N G E N

23.11.2021, 17:00 Uhr 
Bezirksvertretung Gräfrath
Deutsches Klingenmuseum – Stiftersaal 
Klosterhof 4, 42653 Solingen

Bitte beachten Sie, dass für die Teilnahme ein negativer Test oder 
Immunisierungsnachweis vorgelegt werden muss. Alternativ zum 
dokumentierten Negativ-Test können der Nachweis einer vollstän-
digen Impfung oder der Genesenen-Nachweis mit PCR-Befund 
vorgelegt werden. Die vollständige Impfung wird durch den Impf-
ausweis nachgewiesen, die Genesung durch ein Schreiben vom Ge-
sundheitsamt mit PCR-Befund, der nicht länger als ein halbes Jahr 
zurückliegen darf. Es besteht die Möglichkeit am Sitzungsort einen 
gemeinsamen beaufsichtigten Selbsttest durchzuführen.

Tagesordnung - öffentlicher Teil - 
 Einwohnerfragestunde
1. Vorstellung von Herrn Pfarrer Christof Bleckmann
 Ev. Kirchengemeinde Ketzberg 
2. Beantwortung von Anfragen 
2.1 Fahrradweg auf der Lützowstraße
3. Befangenheitserklärungen
4. Protokoll über die 7. Sitzung der Bezirksvertretung 

Gräfrath am 31.08.2021
5. Aufwertung und Ergänzung der Freizeitanlage Bärenloch
6. Etatberatungen für das Haushaltsjahr 2022 einschließ-

lich der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
bis 2025 und des Haushaltssicherungskonzeptes 2022 ff.

 hier: Mitwirkung gem. § 37 Abs. 4 Gemeindeordnung 
NRW

 - mündlicher Bericht -
7. Baumkonzept für die Stadt Solingen –  

Bestandserhalt und Bestandserweiterung
8. Fortführung des Konzeptes Tempo-30-Zonen
9. Verkehrsregelung Melanchthonstraße/Dycker Feld
10. Mobilität von Menschen mit Behinderungen im  

Stadtteil Gräfrath
 Gem. Antrag der Bezirksfraktionen von Bündnis 90/

Die Grünen, der SPD, der CDU, DIE LINKE und der FDP 
vom 02.11.2021

http://www.solingen.de/amtsblatt


Tagesordnung - nichtöffentlicher Teil - 
1. Beantwortung von Anfragen 
2. Befangenheitserklärungen
3. Protokoll über die 7. Sitzung der Bezirksvertretung 

Gräfrath am 31.08.2021
4. Verschiedenes 
4.1 Mitteilungen der Verwaltung 
4.1.1 Sachstand Erhalt Baumbestand auf einem Grundstück 

an der Melanchthonstraße
4.2 Anfragen an die Verwaltung

24.11.2021, 17:00 Uhr 
Zentraler Betriebsausschuss
Technische Betriebe Solingen – Haus H, Aufenthaltsraum UG 
Dültgenstaler Straße 61, 42719 Solingen

Bitte beachten Sie, dass für die Teilnahme ein negativer Test oder 
Immunisierungsnachweis vorgelegt werden muss. Alternativ zum 
dokumentierten Negativ-Test können der Nachweis einer vollstän-
digen Impfung oder der Genesenen-Nachweis mit PCR-Befund 
vorgelegt werden. Die vollständige Impfung wird durch den Impf-
ausweis nachgewiesen, die Genesung durch ein Schreiben vom Ge-
sundheitsamt mit PCR-Befund, der nicht länger als ein halbes Jahr 
zurückliegen darf. Es besteht die Möglichkeit am Sitzungsort einen 
gemeinsamen beaufsichtigten Selbsttest durchzuführen.

Tagesordnung - öffentlicher Teil - 
1. Beantwortung von Anfragen
2. Befangenheitserklärungen
3. Protokoll über die 4. Sitzung des zentralen Betriebs-

ausschusses am 08.09.2021
4. 5G-Campusnetz
 - mündlicher Bericht -
5. Quartalsbericht 3. Quartal 2021 der Technischen 

Betriebe
6. Quartalsbericht 3. Quartal 2021 des Eigenbetriebs 

Wasserversorgung Solingen
7. Quartalsbericht 3. Quartal 2021 des Dienstleistungs-

betriebes Gebäude der Stadt Solingen 
8. Wirtschaftsplan 2022 des Dienstleistungsbetriebes 

Gebäude der Stadt Solingen
9. III. Änderung der Betriebssatzung für den Dienstleis-

tungsbetrieb Gebäude der Stadt Solingen
10. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses 2022 des Dienstleistungs-
betriebes Gebäude der Stadt Solingen 

11. Jahresabschluss 2020 des Eigenbetriebs Wasser-
versorgung Solingen

12. Gebührenbedarfsberechnung 2022
13. Entgeltberechnung für das Müllheizkraftwerk
 Erhebung privatrechtlicher Entgelte für die Benutzung 

des MHKW der TBS
14. Neufassung der Abfallwirtschaftssatzung in der Stadt 

Solingen
15. VII. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Solingen 

über die Entwässerung der Grundstücke und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage  
(Entwässerungssatzung)

16. V. Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreini-
gung in der Stadt Solingen (Straßenreinigungssatzung)

17. 1. Änderungssatzung zur Friedhofsgebührensatzung
18. VII. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 

von Gebühren zur Wasserversorgungssatzung der 
Stadt Solingen

19. Wirtschaftsplan 2022 der Technischen Betriebe Solingen
20. Wirtschaftsplan 2022 des Eigenbetriebs Wasserversor-

gung Solingen
21. Die Natur als Partnerin: Naturbasierte Maßnahmen zu 

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel im 
urbanen Raum

22. Baumkonzept für die Stadt Solingen – Bestandserhalt 
und Bestandserweiterung

23. Verschiedenes
23.1 Mitteilungen der Betriebe
23.1.1 Abfallbilanz 2020 für die Stadt Solingen
23.1.2 Sachstand Stauraumkanal Tunnelstraße
23.2 Anfragen an die Betriebe

Tagesordnung - nichtöffentlicher Teil - 
1. Beantwortung von Anfragen 
2. Befangenheitserklärungen
3. Protokoll über die 4. Sitzung des zentralen Betriebs-

ausschusses am 08.09.2021
4. Quartalsbericht 3. Quartal 2021 der Entsorgung  

Solingen GmbH 
5. Quartalsbericht 3. Quartal 2021 der Solinger  

Bädergesellschaft mbH
6. Wirtschaftsplan 2022 der Solinger Bädergesellschaft 

mbH (SBG)
7. Wirtschaftsplan 2022/2023
 Stadtentwicklungsgesellschaft Solingen  

Verwaltungs-GmbH
8. Wirtschaftsplan 2022/2023
 Stadtentwicklungsgesellschaft Solingen GmbH & 

Co.KG
9. Bestellung Wirtschaftsprüfer zum Jahresabschluss 2021
 Stadtentwicklungsgesellschaft Solingen GmbH & 

Co.Kg 
10. Bestellung Wirtschaftsprüfer zum Jahresabschluss 2021
 Stadtentwicklungsgesellschaft Solingen Verwaltungs-

GmbH
11. Einzahlung in die Kapitalrücklage
 Stadtentwicklungsgesellschaft Solingen GmbH & 

Co.KG
12. Wirtschaftsplan 2022 der Entsorgung Solingen GmbH
13. Sachstand TBS 2030 Standortkonzept, Wertstoffhof, 

Rauchgasreinigungsanlage
14. Baukostencontrolling Antrag der Fraktionen CDU, SPD 

und FDP vom 26.08.2021 Vorlage Nr. 1386/2021
15. Verschiedenes 
15.1 Mitteilungen der Betriebe 
15.1.1 Vergaben und Vertragsabschlüsse über 50.000 Euro 

der TBS
 Berichtszeitraum 16.08.2021 - 12.10.2021
15.1.2 Vergaben und Vertragsabschlüsse über 50.000 Euro 

des DBSG
15.1.3 Übersicht Vergaben an Fremdfirmen in der Gebäude-

reinigung
15.2 Anfragen an die Betriebe
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24.11.2021, 19:00 Uhr 
Gesellschafterversammlung der Entsorgung 
Solingen GmbH
Technische Betriebe Solingen – Haus H, Aufenthaltsraum UG 
Dültgenstaler Straße 61, 42719 Solingen

Bitte beachten Sie, dass für die Teilnahme ein negativer Test oder 
Immunisierungsnachweis vorgelegt werden muss. Alternativ zum 
dokumentierten Negativ-Test können der Nachweis einer vollstän-
digen Impfung oder der Genesenen-Nachweis mit PCR-Befund 
vorgelegt werden. Die vollständige Impfung wird durch den Impf-
ausweis nachgewiesen, die Genesung durch ein Schreiben vom Ge-
sundheitsamt mit PCR-Befund, der nicht länger als ein halbes Jahr 
zurückliegen darf. Es besteht die Möglichkeit am Sitzungsort einen 
gemeinsamen beaufsichtigten Selbsttest durchzuführen.

Tagesordnung - nichtöffentlich - 
1. Beantwortung von Anfragen
2. Befangenheitserklärungen
3. Protokoll über die 1. Sitzung der Gesellschafter-

versammlung der Entsorgung Solingen GmbH am 
02.12.2020

4. Quartalsbericht 4. Quartal 2020  
der Entsorgung Solingen GmbH

5. Quartalsbericht 1. Quartal 2021  
der Entsorgung Solingen GmbH

6. Quartalsbericht 2. Quartal 2021  
der Entsorgung Solingen GmbH

7. Quartalsbericht 3. Quartal 2021  
der Entsorgung Solingen GmbH

8. Jahresabschluss 2020 der Entsorgung Solingen GmbH
9. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 

der Jahresabschlüsse 2021 und 2022 der Entsorgung 
Solingen GmbH

10. Wirtschaftsplan 2022 der Entsorgung Solingen GmbH 
11. Verschiedenes 
11.1 Mitteilungen der Geschäftsführung 
11.2 Anfragen an die Geschäftsführung 

B E K A N N T M A C H U N G

Schiedsamt in Solingen 
Ausschreibung für die ehrenamtliche Tätigkeit als 

Schiedsperson für den  Schiedsamtsbezirk XI  
im Stadtbezirk Gräfrath

Im Schiedsamtsbezirk XI (Gräfrath) ist das Amt der Schieds-
person zu besetzen.  Es wird eine Nachfolgerin/ein Nach-
folger gesucht, die/der im Schiedsamtsbezirk wohnt. Die 
Schiedsperson wird für 5 Jahre gewählt.

Das Gebiet des Schiedsamtsbezirkes XI endet im Norden an 
der Stadtgrenze und im Osten am Verlauf von Stadtgrenze / 
Schafenhaus / Ringelshäuschen / Lützowstraße / Donaustra-
ße. Die Begrenzung im Süden bilden der Frankfurter Damm 
und im Westen die Bereiche Vogelsang / Nümmener Feld / 
Ehrener Mühle / Eipaß. 

Personen, die an der Ausübung eines solchen Amtes inter-
essiert sind, können sich zur Wahl stellen. Bewerberinnen/
Bewerber, die im Bezirk wohnen und zwischen 25 und 75 
Jahre alt sind, können sich innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Erscheinen dieser Veröffentlichung bewer-
ben. Gemäß § 3 Gesetz über das Schiedsamt in den Ge-
meinden des Landes Nordrhein-Westfalen sind Bewerbun-
gen von Menschen mit Migrationshintergrund ausdrücklich 
erwünscht.

Die Bewerbungen sind zu richten an 
Stadt Solingen
Stadtdienst Recht 
Walter-Scheel-Platz 1
42651 Solingen

Die Schiedsperson ist vorgerichtliche Schlichtungsstelle in 
Zivil- und Strafsachen, sie arbeitet völlig unparteiisch für 
die Streitparteien. Alle Schiedspersonen sind ehrenamtlich 
tätig, sie erhalten lediglich den Ersatz ihrer Auslagen. Die 
Schiedspersonen werden für ihre Tätigkeit geschult und 
fortlaufend weitergebildet. Die Arbeit der Schiedsperso-
nen unterliegt der ständigen Aufsicht durch die Leitung des 
Amtsgerichtes. 

Schiedsperson kann nicht werden, wer
1. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 

besitzt;
2. unter Betreuung steht.

Für nähere Auskünfte steht der Stadtdienst Recht, Herr  
Nötzel, Fon: 290 - 6460 sowie Herr Schnepper, Telefon 290 -  
6462 zur Verfügung.

Kurzbach 
Oberbürgermeister
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B E K A N N T M A C H U N G

Landtagswahl am 15. Mai 2022 
Aufforderung zur Einreichung von  

Kreiswahlvorschlägen

Gemäß § 22 der Landeswahlordnung - LWahlO - vom 14. 
Juli 1994  (GV. NW. 1994 S. 548,  964 / SGV.NRW 1110), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 15. Juni 20121 (GV.
NRW. S.790) fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge 
möglichst frühzeitig einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig 
behoben werden können. 

Hierzu gebe ich folgendes bekannt:

Für die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen 
am 15. Mai 2022 können Kreiswahlvorschläge für den

Wahlkreise 35 - Solingen I   
in der Dienststelle des Kreiswahlleiters der Stadt Solingen, 
Wahlamt, Gasstraße 22, Zimmer 111, 42657 Solingen  
spätestens bis zum 59. Tag vor der Wahl, also bis Donners-
tag, den 17. März 2022, 18:00 Uhr eingereicht werden 
(§ 19 Abs. 1 des Landeswahlgesetzes – LWahlG – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. August 1993 - GV. 
NRW. S. 516 -, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 16. Februar 2021 (GV. NRW. S. 189).   

Wenn in dieser amtlichen Bekanntmachung bei geschlechts-
spezifischen Bezeichnungen nur die männliche Form ver-
wandt wird, geschieht dies ausschließlich zur Erleichterung 
der Lesbarkeit und stellt keine Diskriminierung dar (§ 70 
LWahlO).

Kreiswahlvorschläge können von Parteien, Wählergruppen 
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Sie sollen nach 
dem Muster der Anlage 11 a LWahlO eingereicht werden 
und müssen enthalten:
a) den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung 

der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern kön-
nen durch ein Kennwort gekennzeichnet werden,

b) Familienname, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburts-
datum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
und E-Mailadresse oder Postfach des Bewerbers (§ 19 
Abs. 3 LWahlG, § 23 Abs. 1 LWahlO).

Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. 
Ein Bewerber darf - unbeschadet seiner Bewerbung in einer 
Landesliste - nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt wer-
den. In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen wer-
den, wer wählbar ist (§ 4 LWahlG) und seine Zustimmung 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich 
(§ 19 Abs. 3 LWahlG). Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlages.

Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann 
in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer in 

einer Mitgliederversammlung oder in einer Vertreterver-
sammlung des jeweiligen Wahlkreises hierzu in geheimer 
Wahl gewählt worden ist. Stimmberechtigt ist nur, wer am 
Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlkreis 
zum Landtag wahlberechtigt ist. Als Vertreter für eine Ver-
treterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufe-
nen Versammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberech-
tigt ist.

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, 
Form der Einladung, Zahl der erschienenen wahlberechtig-
ten Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Kreiswahlvorschlag einzureichen. Beizufügen ist die gegen-
über dem Kreiswahlleiter abzugebende Versicherung an 
Eides statt des Bewerbers einer Partei, dass er Mitglied der 
Partei ist, für die er sich bewirbt, und dass er keiner weite-
ren Partei angehört, oder dass er keiner Partei angehört. 
Der Leiter der Versammlung und zwei von dieser bestimmte 
Teilnehmer haben gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer 
Abstimmung erfolgt und den Bewerbern Gelegenheit gege-
ben worden ist, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen.

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlages (§ 18 Abs. 8 LWahlG).

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, 
so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 Parteienge-
setz), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, unterzeichnet 
sein (§ 19 Abs. 2 LWahlG).

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Land-
tag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eines eigenen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder deren 
Parteieigenschaft nicht bei der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag festgestellt worden ist, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am 
neunzigsten Tag (Montag, 14. Februar 2022) vor der Wahl 
bis 18 Uhr dem Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der 
Wahl schriftlich angezeigt haben und der Landeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige 
ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der 
Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn ein Landes-
verband nicht besteht, muss die Anzeige von den Vorstän-
den der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Absatz 2 des 
Parteiengesetzes), die im Bereich des Landes liegen, ent-
sprechend unterzeichnet sein. Die schriftliche Satzung und 
das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis 
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über einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen 
Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden (§17a Abs. 
2 LWG).

Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am Dienstag, 1. 
März 2022 (fünfundsiebzigster Tag vor der Wahl) für alle 
Wahlorgane verbindlich fest,
1. welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund ei-
gener Wahlvorschläge ununterbrochen vertreten sind 
oder bei welchen Parteien die Parteieigenschaft bei 
der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag festge-
stellt worden ist, 

2. welche Vereinigungen ihre Beteiligung angezeigt ha-
ben und für die Wahl als Parteien anzuerkennen sind

Die Feststellung wird öffentlich bekannt gemacht.

Wahlvorschläge von Parteien, die nicht im Landtag oder 
im Deutschen Bundestag ununterbrochen seit deren letz-
ter Wahl vertreten sind, müssen ferner von mindestens 100 
Wahlberechtigten des jeweiligen Wahlkreises persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Wählergruppen und Einzelbewerbern.

Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsbe-
rechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden.
Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14 a LWahlO unter Beachtung folgender Vorschrif-
ten zu erbringen (§ 23 Abs. 2 LWahlO):
1. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreis-

wahlleiter kostenlos geliefert. Bei der Anforderung 
sind der Familienname, der Vorname und der Wohnort 
des vorgeschlagenen Bewerbers und die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe (Kurzbezeichnung), die 
den Kreiswahlvorschlag einreichen will, anzugeben. 
Diese Angaben werden vom Kreiswahlleiter im Kopf 
der Formblätter vermerkt.

2. Wahlberechtigte, die einen Kreiswahlvorschlag un-
terstützen, müssen ihn auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben 
zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und 
zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichnen-
den sowie der Tag der Unterzeichnung sind von dem 
Unterzeichner handschriftlich auszufüllen.

3. Für jeden Unterzeichner ist eine Bescheinigung der 
zuständigen Gemeinde über seine Wahlberechtigung 
im jeweiligen Wahlkreis im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen. 
Die Bescheinigung kann auch auf dem Formblatt nach 
Anlage 14 a LWahlO erteilt werden. Wer für einen an-
deren eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, 
muss nachweisen, dass der Betreffende den Kreis-
wahlvorschlag unterstützt. Es wird nicht festgehalten, 

für welchen Kreiswahlvorschlag die erteilte Bescheini-
gung bestimmt ist.

4. Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvor-
schlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf 
allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig. Leistet 
ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunter-
schriften für verschiedene Kreiswahlvorschläge mit 
unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es 
für die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge 
der Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger bei der 
Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt. 
Gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsun-
terschrift. Die gleichzeitige Unterzeichnung einer 
Landesliste bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig

5. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

6. Bei Kreiswahlvorschlägen von Einzelbewerbern oder 
Wählergruppen ist weiterhin zu beachten, dass min-
destens drei Unterzeichner ihre Unterschrift auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten haben, nicht auf 
dem Formblatt nach Anlage 14a der LWahlO (§ 23 
Abs. 1 Satz 6 LWahlO).

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson 
und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet wer-
den. Fehlt diese Bezeichnung, so gelten die Person, die als 
erste unterzeichnet, als Vertrauensperson, und diejenige, 
die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Ver-
trauensperson (§ 19 Abs. 4 LWahlG). Soweit im LWahlG 
nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
fugt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzuge-
ben und entgegenzunehmen. 

Entsprechend den vorbezeichneten Erfordernissen sind dem 
Kreiswahlvorschlag beizufügen 
(§ 23 Abs. 3 LWahlO):
1. die Erklärung des Bewerbers nach dem Muster der 

Anlage 12a LWahlO, dass er der Aufstellung zustimmt 
und dass er für keinen anderen Kreiswahlvorschlag die 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben 
hat; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO abgegeben 
werden,

2. eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 
LWahlO, dass der Bewerber wählbar ist; die Bescheini-
gung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster 
der Anlage 11 a LWahlO erteilt werden,

3. sofern der Wahlvorschlag von einer Partei oder 
Wählergruppe eingereicht wird, eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 
Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber, im Falle 
eines Einspruches nach § 18 Abs. 6 des Gesetzes auch 
eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, 
mit den nach § 18 Abs. 8 des Gesetzes vorgeschrie-
benen Versicherungen an Eides Statt; bei Wahlvor-
schlägen nach § 18 Abs. 4 des Gesetzes brauchen die 
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Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseiti-
gungsverfahren kann die Vertrauensperson den Kreiswahl-
ausschuss anrufen (§ 21 Abs. 1 LWahlG). In diesem Fall hat 
der Kreiswahlausschuss der Vertrauensperson Gelegenheit 
zur mündlichen Stellungnahme zu geben.

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge für den Wahl-
kreise 35 entscheidet der Kreiswahlausschuss spätestens bis 
zum 29. März 2022 in öffentlicher Sitzung 
(§ 21 Abs. 3 LWahlG ). 

Zu der jeweiligen Sitzung werden die Vertrauenspersonen 
der Kreiswahlvorschläge eingeladen (§ 25 Abs. 1 LWahlO). 
Außerdem werden Ort, Zeit und Gegenstand der Beratun-
gen des jeweiligen Kreiswahlausschusses gemäß § 3 Abs. 2 
LWahlO öffentlich bekannt gemacht.

Der Kreiswahlausschuss hat Wahlvorschläge zurückzuwei-
sen, wenn sie verspätet eingereicht sind, den Anforde-
rungen nicht entsprechen, die durch das LWahlG oder die 
LWahlO aufgestellt sind, oder aufgrund einer Entscheidung 
nach Artikel 9 Abs. 2, Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 
oder Artikel 32 Abs. 2 der Landesverfassung unzulässig sind 
(§ 21 Abs. 3 LWahlG).

Weist der Kreiswahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Verkündung in der Sitzung 
des Kreiswahlausschusses von der Vertrauensperson des 
Wahlvorschlages, dem Landeswahlleiter oder dem Kreis-
wahlleiter Beschwerde an den Landeswahlausschuss einge-
legt werden. 

Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der Lan-
deswahlordnung (Niederschrift über die Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung zur Aufstellung der Bewerber, Ver-
sicherung an Eides statt, Kreiswahlvorschlag, Zustimmungs-
erklärung, Bescheinigung der Wählbarkeit, Unterschriften-
formblätter) können kostenfrei bei der eingangs genannten 
Dienststelle des Kreiswahlleiters angefordert werden.

Solingen, den 10.11.2021

Der Kreiswahlleiter für den
Wahlkreis 35 - Solingen I 

Tim-Oliver Kurzbach
Oberbürgermeister der
Stadt Solingen

Ausfertigung der Niederschrift und die Versicherungen 
an Eides Statt nur einem Wahlvorschlag beigefügt zu 
werden; die Niederschrift soll nach dem Muster der 
Anlage 9a, die Versicherungen an Eides Statt sollen 
nach dem Muster der Anlage 10a gefertigt sein

4. sofern der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht 
wird, die Versicherung an Eides statt des vorgeschlage-
nen Wahlbewerbers, dass er Mitglied der Partei ist, die 
ihn aufgestellt hat, und keiner bzw. keiner weiteren 
Partei angehört,

5. die erforderliche Anzahl von Unterstützungsunter-
schriften nebst Bescheinigung des Wahlrechts der 
Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht 
über seine Zulassung entschieden ist. Ein gemäß § 19 Abs. 
2 LWahlG von mindestens 100 Wahlberechtigten unter-
zeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnete Erklärung zurückgenommen 
werden (§ 23 Abs. 1 LWahlG).

Die Wahlvorschläge werden sofort nach Eingang geprüft. 
Werden Mängel festgestellt, so wird die Vertrauensperson 
unverzüglich benachrichtigt und aufgefordert, sie rechtzei-
tig zu beseitigen. Mängel, die einen gültigen Wahlvorschlag 
nicht zustande kommen lassen, können nur bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist beseitigt werden. Nach Ablauf der 
Einreichungsfrist bis zur Zulassung können nur noch Män-
gel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§24 
Abs.1 LWahlO). Nach der Entscheidung über die Zulassung 
eines Wahlvorschlages 21 Abs. 3 LWahlG) ist jede Mängel-
beseitigung ausgeschlossen (§ 23 Abs. 2 LWahlG).

Ein gültiger Wahlvorschlag liegt insbesondere nicht vor, 
wenn
a) die Einreichungsfrist nicht eingehalten wird (§ 19 Abs. 

1 LWahlG),
b) die erforderlichen Unterschriften bei Ablauf der Einrei-

chungsfrist fehlen (§19 Abs. 2 LWahlG),
c) die Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstel-

lung des Bewerbers und die Versicherung an Eides 
statt bei Ablauf der Einreichungsfrist fehlen oder 
Mängel aufweisen (§ 18 Abs. 8 LWahlG),

d) die Zustimmungserklärung des Bewerbers bei Ablauf 
der Einreichungsfrist fehlt oder Mängel aufweist (§ 19 
Abs. 3 LWahlG).

Sofern Zweifel bestehen, ob die Versammlung zur Auf-
stellung der Bewerber nach § 18 LWahlG ordnungsgemäß 
einberufen und zusammengesetzt war, kann der Kreiswahl-
leiter die erforderlichen Nachweise hierüber, insbesondere 
eine Liste über die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 
Versammlung und den Nachweis ihrer Parteizugehörigkeit, 
verlangen (§ 24 Abs. 2 LWahlO).
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Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann 
in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer in 
einer Mitgliederversammlung oder in einer Vertreterver-
sammlung des jeweiligen Wahlkreises hierzu in geheimer 
Wahl gewählt worden ist. Stimmberechtigt ist nur, wer am 
Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlkreis 
zum Landtag wahlberechtigt ist. Als Vertreter für eine Ver-
treterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen 
Versammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt 
ist. Für die ausschließlich in der kreisfreien Stadt Wuppertal 
gelegenen Wahlkreise 32 und 33 können die Bewerber in 
einer gemeinsamen Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
gewählt werden.

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, 
Form der Einladung, Zahl der erschienenen wahlberechtig-
ten Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Kreiswahlvorschlag einzureichen. Beizufügen ist die gegen-
über dem Kreiswahlleiter abzugebende Versicherung an 
Eides statt des Bewerbers einer Partei, dass er Mitglied der 
Partei ist, für die er sich bewirbt, und dass er keiner weite-
ren Partei angehört, oder dass er keiner Partei angehört. Der 
Leiter der Versammlung und zwei von dieser bestimmten 
Teilnehmer haben gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer 
Abstimmung erfolgt und den Bewerbern Gelegenheit gege-
ben worden ist, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen.

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlages (§ 18 Abs. 8 LWahlG).

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, 
so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 Parteienge-
setz), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, unterzeichnet 
sein (§ 19 Abs. 2 LWahlG).

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Land-
tag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eines eigenen 
Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder deren 
Parteieigenschaft nicht bei der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag festgestellt worden ist, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am 90. 
Tag (Montag, 14. Februar 2022) vor der Wahl bis 18:00 
Uhr dem Landeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich angezeigt haben und der Landeswahlausschuss 
ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist 
anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der 
Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn ein Landes-

B E K A N N T M A C H U N G

Landtagswahl am 15. Mai 2022 
Aufforderung zur Einreichung von  

Kreiswahlvorschlägen

Gemäß § 22 der Landeswahlordnung - LWahlO - vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 548, 964/SGV.NRW 1110), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 15. Juni 20121 (GV.
NRW. S.790) fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge 
möglichst frühzeitig einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig 
behoben werden können.

Hierzu gebe ich folgendes bekannt:

Für die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen 
am 15. Mai 2022 können Kreiswahlvorschläge für die

Wahlkreise 32 – Wuppertal I, 33 – Wuppertal II und 34 
– Wuppertal III – Solingen II

in der Dienststelle des Kreiswahlleiters, Wahlbehörde, Jo-
hannes-Rau-Platz 1, 42275 Wuppertal, Zimmer C-206, spä-
testens bis zum 59. Tag vor der Wahl, also bis Donnerstag, 
den 17. März 2022, 18:00 Uhr eingereicht werden (§ 19 
Abs. 1 des Landeswahlgesetzes – LWahlG – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. August 1993 - GV. NRW. S. 
516 -, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Februar 2021 (GV. NRW. S. 189). Verspätet eingereichte 
Wahlvorschläge sind nicht zulassungsfähig. Wenn in dieser 
amtlichen Bekanntmachung bei geschlechtsspezifischen 
Bezeichnungen nur die männliche Form verwandt wird, ge-
schieht dies ausschließlich zur Erleichterung der Lesbarkeit 
und stellt keine Diskriminierung dar (§ 70 LWahlO).

Kreiswahlvorschläge können von Parteien, Wählergruppen 
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Sie sollen nach 
dem Muster der Anlage 11 a LWahlO eingereicht werden 
und müssen enthalten
a)  den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung 

der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern kön-
nen durch ein Kennwort gekennzeichnet werden,

b)  Familienname, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburts-
datum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
und E-Mailadresse oder Postfach des Bewerbers (§ 19 
Abs. 3 LWahlG, § 23 Abs. 1 LWahlO).

Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. 
Ein Bewerber darf - unbeschadet seiner Bewerbung in einer 
Landesliste - nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt wer-
den. In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen wer-
den, wer wählbar ist (§ 4 LWahlG) und seine Zustimmung 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich 
(§ 19 Abs. 3 LWahlG). Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlages.
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Anlage 14 a LWahlO erteilt werden. Wer für einen an-
deren eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, 
muss nachweisen, dass der Betreffende den Kreis-
wahlvorschlag unterstützt. Es wird nicht festgehalten, 
für welchen Kreiswahlvorschlag die erteilte Bescheini-
gung bestimmt ist.

4.  Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvor-
schlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf 
allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig. Leistet 
ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunter-
schriften für verschiedene Kreiswahlvorschläge mit 
unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es 
für die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge 
der Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger bei der 
Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt. 
Gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsun-
terschrift. Die gleichzeitige Unterzeichnung einer 
Landesliste bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig

5.  Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dür-
fen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

6.  Bei Kreiswahlvorschlägen von Einzelbewerbern oder 
Wählergruppen ist weiterhin zu beachten, dass min-
destens drei Unterzeichner ihre Unterschrift auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten haben, nicht auf 
dem Formblatt nach Anlage 14a der LWahlO (§ 23 
Abs. 1 Satz 6 LWahlO).

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson 
und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet wer-
den. Fehlt diese Bezeichnung, so gelten die Person, die als 
erste unterzeichnet, als Vertrauensperson, und diejenige, 
die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Ver-
trauensperson (§ 19 Abs. 4 LWahlG). Soweit im LWahlG 
nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
fugt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzuge-
ben und entgegenzunehmen.

Entsprechend den vorbezeichneten Erfordernissen sind dem 
Kreiswahlvorschlag beizufügen (§ 23 Abs. 3 LWahlO):
1.  die Erklärung des Bewerbers nach dem Muster der 

Anlage 12a LWahlO, dass er der Aufstellung zustimmt 
und dass er für keinen anderen Kreiswahlvorschlag die 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben 
hat; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO abgegeben 
werden,

2.  eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 
LWahlO, dass der Bewerber wählbar ist; die Bescheini-
gung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster 
der Anlage 11 a LWahlO erteilt werden,

3.  sofern der Wahlvorschlag von einer Partei oder 
Wählergruppe eingereicht wird, eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 
Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber, im Falle 
eines Einspruches nach § 18 Abs. 6 des Gesetzes auch 
eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, 

verband nicht besteht, muss die Anzeige von den Vorstän-
den der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Absatz 2 des 
Parteiengesetzes), die im Bereich des Landes liegen, ent-
sprechend unterzeichnet sein. Die schriftliche Satzung und 
das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis 
über einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen 
Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden (§17a Abs. 
2 LWG).

Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 75. Tag vor 
der Wahl (1. März 2022) für alle Wahlorgane verbindlich 
fest,
1.  welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund ei-
gener Wahlvorschläge ununterbrochen vertreten sind 
oder bei welchen Parteien die Parteieigenschaft bei 
der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag festge-
stellt worden ist,

2.  welche Vereinigungen, ihre Beteiligung angezeigt 
haben, für die Wahl als Parteien anzuerkennen sind; 
für die Ablehnung der Anerkennung als Partei für die 
Wahl ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Die 
Feststellung wird öffentlich bekannt gemacht.

Wahlvorschläge von Parteien, die nicht im Landtag oder 
im Deutschen Bundestag ununterbrochen seit deren letz-
ter Wahl vertreten sind, müssen ferner von mindestens 100 
Wahlberechtigten des jeweiligen Wahlkreises persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Wählergruppen und Einzelbewerbern.
Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsbe-
rechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden. Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14 a LWahlO unter Beachtung folgender Vor-
schriften zu erbringen (§ 23 Abs. 2 LWahlO):
1.  Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreis-

wahlleiter kostenlos geliefert. Bei der Anforderung 
sind der Familienname, der Vorname und der Wohnort 
des vorgeschlagenen Bewerbers und die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe (Kurzbezeichnung), die 
den Kreiswahlvorschlag einreichen will, anzugeben. 
Diese Angaben werden vom Kreiswahlleiter im Kopf 
der Formblätter vermerkt.

2.  Wahlberechtigte, die einen Kreiswahlvorschlag un-
terstützen, müssen ihn auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben 
zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und 
zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichnen-
den sowie der Tag der Unterzeichnung sind von dem 
Unterzeichner handschriftlich auszufüllen.

3.  Für jeden Unterzeichner ist eine Bescheinigung der 
zuständigen Gemeinde über seine Wahlberechtigung 
im jeweiligen Wahlkreis im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen. 
Die Bescheinigung kann auch auf dem Formblatt nach 
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Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseiti-
gungsverfahren kann die Vertrauensperson den Kreiswahl-
ausschuss anrufen (§ 21 Abs. 1 LWahlG). In diesem Fall hat 
der Kreiswahlausschuss der Vertrauensperson Gelegenheit 
zur mündlichen Stellungnahme zu geben.

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge für die Wahl-
kreise 32 – Wuppertal I, 33 – Wuppertal II und 34 – Wup-
pertal III – Solingen II entscheiden die Kreiswahlausschusse 
spätestens bis zum 47. Tag vor der Wahl (29. März 2022) in 
öffentlicher Sitzung (§ 21 Abs. 3 LWahlG).

Zu der jeweiligen Sitzung werden die Vertrauenspersonen 
der Kreiswahlvorschläge eingeladen (§ 25 Abs. 1 LWahlO). 
Außerdem werden Ort, Zeit und Gegenstand der Beratun-
gen des jeweiligen Kreiswahlausschusses gemäß § 3 Abs. 2 
LWahlO öffentlich bekannt gemacht.

Der Kreiswahlausschuss hat Wahlvorschläge zurückzuwei-
sen, wenn sie verspätet eingereicht sind, den Anforde-
rungen nicht entsprechen, die durch das LWahlG oder die 
LWahlO aufgestellt sind, oder aufgrund einer Entscheidung 
nach Artikel 9 Abs. 2, Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 
oder Artikel 32 Abs. 2 der Landesverfassung unzulässig sind 
(§ 21 Abs. 3 LWahlG).

Weist der Kreiswahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Verkündung in der Sitzung 
des Kreiswahlausschusses von der Vertrauensperson des 
Wahlvorschlages, dem Landeswahlleiter oder dem Kreis-
wahlleiter Beschwerde an den Landeswahlausschuss einge-
legt werden.

Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der Lan-
deswahlordnung (Niederschrift über die Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung zur Aufstellung der Bewerber, Ver-
sicherung an Eides statt, Kreiswahlvorschlag, Zustimmungs-
erklärung, Bescheinigung der Wählbarkeit, Unterschriften-
formblätter) können kostenfrei bei der eingangs genannten 
Dienststelle des Kreiswahlleiters angefordert werden.

Wuppertal, den 8. November 2021

Der Kreiswahlleiter für die Wahlkreise
32 – Wuppertal I, 33 – Wuppertal II und 34 – 
Wuppertal III – Solingen II

gez.
Dr. Slawig
Stadtdirektor

mit den nach § 18 Abs. 8 des Gesetzes vorgeschrie-
benen Versicherungen an Eides Statt; bei Wahlvor-
schlägen nach § 18 Abs. 4 des Gesetzes brauchen die 
Ausfertigung der Niederschrift und die Versicherungen 
an Eides Statt nur einem Wahlvorschlag beigefügt zu 
werden; die Niederschrift soll nach dem Muster der 
Anlage 9a, die Versicherungen an Eides Statt sollen 
nach dem Muster der Anlage 10a gefertigt sein

4.  sofern der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht 
wird, die Versicherung an Eides statt des vorgeschlage-
nen Wahlbewerbers, dass er Mitglied der Partei ist, die 
ihn aufgestellt hat, und keiner bzw. keiner weiteren 
Partei angehört,

5. die erforderliche Anzahl von Unterstützungsunter-
schriften nebst Bescheinigung des Wahlrechts der 
Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht 
über seine Zulassung entschieden ist. Ein gemäß § 19 Abs. 
2 LWahlG von mindestens 100 Wahlberechtigten unter-
zeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnete Erklärung zurückgenommen 
werden (§ 23 Abs. 1 LWahlG).

Die Wahlvorschläge werden sofort nach Eingang geprüft. 
Werden Mängel festgestellt, so wird die Vertrauensperson 
unverzüglich benachrichtigt und aufgefordert, sie rechtzei-
tig zu beseitigen. Mängel, die einen gültigen Wahlvorschlag 
nicht zustande kommen lassen, können nur bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist beseitigt werden. Nach Ablauf der Ein-
reichungsfrist bis zur Zulassung können nur noch Mängel 
an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 24 
Abs. 1 LWahlO). Nach der Entscheidung über die Zulassung 
eines Wahlvorschlages (§ 21 Abs. 3 LWahlG) ist jede Män-
gelbeseitigung ausgeschlossen (§ 23 Abs. 2 LWahlG).

Ein gültiger Wahlvorschlag liegt insbesondere nicht vor, 
wenn
a)  die Einreichungsfrist nicht eingehalten wird (§ 19 Abs. 

1 LWahlG),
b)  die erforderlichen Unterschriften bei Ablauf der Einrei-

chungsfrist fehlen (§19 Abs. 2 LWahlG),
c)  die Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstel-

lung des Bewerbers und die Versicherung an Eides 
statt bei Ablauf der Einreichungsfrist fehlen oder 
Mängel aufweisen (§ 18 Abs. 8 LWahlG),

d)  die Zustimmungserklärung des Bewerbers bei Ablauf 
der Einreichungsfrist fehlt oder Mängel aufweist (§ 19 
Abs. 3 LWahlG).

Sofern Zweifel bestehen, ob die Versammlung zur Auf-
stellung der Bewerber nach § 18 LWahlG ordnungsgemäß 
einberufen und zusammengesetzt war, kann der Kreiswahl-
leiter die erforderlichen Nachweise hierüber, insbesondere 
eine Liste über die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 
Versammlung und den Nachweis ihrer Parteizugehörigkeit, 
verlangen (§ 24 Abs. 2 LWahlO).
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Preisblatt 
gültig ab 1. Januar 2022

Arbeitspreis pro kWh 
ab 01.01.2022

Grundpreis je Jahr 
ab 01.01.2022

Grundversorgungstarife Gas
< 5.000 kWh/a Klingengas Basis  
(ohne MwSt.)

9,77 Cent
(8,21 Cent)

63,12 Euro
(53,04 Euro)

> 5.000 kWh/a Klingengas Basis  
(ohne MwSt.)

7,91 Cent
(6,65 Cent)

155,37 Euro
(130,56 Euro)

Ersatzversorgungstarife Gas
Ersatzversorgung für Niederdruckkunden ohne 
Leistungsmessung mit einem Verbrauch
< 10.000 kWh/a

< 5.000 kWh/a Haushalts, beruflicher, 
gewerblicher und sonstiger Bedarf 
(ohne MwSt.)

9,77 Cent
(8,21 Cent)

63,12 Euro
(53,04 Euro)

> 5.000 kWh/a Haushalts, beruflicher, 
gewerblicher und sonstiger Bedarf 
(ohne MwSt.)

7,91 Cent
(6,65 Cent)

155,37 Euro
(130,56 Euro)

Die Nettopreise werden in dargestellter Form bei der Abrechnung berücksichtigt. Die Bruttopreise enthalten 
die gesetzlich festgelegte Mehrwertsteuer (zzt. 19 %) und sind auf zwei Nachkommastellen gerundet.

Oben dargestellt sind unsere sogenannten Grund- und Ersatzversorgungstarife. Die meisten Kunden profitie-
ren bereits von unseren günstigeren Sonderverträgen. Sie wissen nicht, ob Sie im besten Tarif sind?
Rufen Sie uns dazu einfach an – wir beraten Sie gerne zu Ihrem optimalen Tarif.

Stadtwerke Solingen GmbH
Beethovenstr. 210 · 42655 Solingen · Service-Telefon 0800 2345 344* · Fax 0212 295-2499 
www.stadtwerke-solingen.de · info@stadtwerke-solingen.de

* kostenlos aus dem dt. Festnetz, Mobilfunkpreise können abweichen
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N AT I O N A L E  B E K A N N T M A C H U N G

Öffentliche Ausschreibung (UVgO) 
Verfahren: V21/90-4/316 - Kohlestaubabsaugung 

Auftraggeber: Stadt Solingen

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind
Klingenstadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen
Germany
Tel.: +49 2122906779
Fax: +49 2122906695
vergabe@solingen.de

2)  Verfahrensart
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Über https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off können die Unterlagen ausschließlich in elektro-
nischer Form abgefordert werden.
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen.

4)  Gegebenenfalls in den Fällen des § 29 Absatz 3 die Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit und die 
Informationen zum Zugriff auf die Vergabeunterlagen

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistungserbringung
Kohlestaubabsaugung
Gegenstand dieser Ausschreibung ist die Lieferung und Installation eines Absaugsystems von Kohlenstaub an den Ge-
neratoren (Kollektor-/Schleifringse ite) der Dampfturbinen 1 und 2.
Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

6) Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose
keine Lose

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten
Nebenangebote sind zugelassen

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist
Von: Bis:
unverzüglich nach Auftragserteilung

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterlagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
https://bieterzugang.deutsche-evergabe.de/evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/97e63874-bab3-4022-
927d-931d0519ef81

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 18.11.2021 10:00:00
Bindefrist: 17.12.2021 00:00:00

11)  Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen
12)  Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind

Gem. VOL/B
13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 

Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 3 Jahre, nachzuweisen durch beigefügten  
Referenzfragebogen.
Eigenerklärung nach § 123 GWB, Eigenerklärung nach § 124 GWB, Erklärung gemäß § 19 MiloG, Eigenerklärung 
Insolvenz - jeweils nachzuweisen gemäß Kriterienkatalog in den Vergabeunterlagen.
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden.
Niedrigster Preis

11



N AT I O N A L E  B E K A N N T M A C H U N G

Öffentliche Ausschreibung (UVgO) 
Verfahren: V21/90-4/311 - Multifunktionskalibrator 

Auftraggeber: Stadt Solingen

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind
Klingenstadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen
Germany
Tel.: +49 2122906779
Fax: +49 2122906695
vergabe@solingen.de

2)  Verfahrensart
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Über https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off können die Unterlagen ausschließlich in elekt-
ronischer Form abgefordert werden. Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen.

4)  Gegebenenfalls in den Fällen des § 29 Absatz 3 die Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit und die 
Informationen zum Zugriff auf die Vergabeunterlagen

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistungserbringung
Multifunktionskalibrator
Dokumentierender Multifunktionskalibrator für die Größen
Druck, Temperatur und elektrische Signale
Ort der Leistungserbringung:
42651 Solingen

6)  Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose
keine Lose

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten
Nebenangebote sind zugelassen

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist
Von: Bis:
Lieferung unverzüglich nach Auftragserteilung, bis spätestens 12/2021.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterlagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
https://bieterzugang.deutsche-evergabe.de/evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/71666ba5-9014-4d05-
bef2-13a41afbaeba

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26.11.2021 10:00:00
Bindefrist: 23.12.2021 00:00:00

11)  Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen
12)  Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind

Gem. VOL/B
13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 

Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
Umsätze der letzten 3 Geschäftsjahre, Eigenerklärung nach § 123 GWB, Eigenerklärung nach § 124 GWB, Erklärung 
gemäß § 19 MiloG,
Eigenerklärung Insolvenz - jeweils nachzuweisen gemäß Kriterienkatalog in den Vergabeunterlagen.
Rechtsform für Bietergemeinschaften: Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Verteter.

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden.
Niedrigster Preis
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N AT I O N A L E  B E K A N N T M A C H U N G

Öffentliche Ausschreibung (VOB)  
V21/90-3/344 - Rückbau Eintrachtstr. Nr. 9

a)  Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mail-Adreße des Auftraggebers (Vergabestelle)
Klingenstadt Solingen
Konzernbeschaffung und Medienservice
Vergabestelle
Bonner Straße 100
42697 Solingen
Germany
Tel.: +49 2122906779
Fax: +49 2122906695
vergabe@solingen.de

b)  Gewähltes Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung [VOB]

C)  Gegebenenfalls Auftragsvergabe auf elektronischem Wege und Verfahren der Ver- und Entschlüßelung
Über https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off können die Unterlagen ausschließlich in elektro-
nischer Form abgefordert werden. Hier müssen die Angebote elektronisch abgegeben werden.

d)  Art des Auftrags
Bauleistung

e)  Ort der Ausführung
42655 Solingen

f)  Art und Umfang der Leistung
Rückbau Eintrachtstr. Nr. 9
Abriss von Gebäuden, Kanal u. Versorgungsleitungen:
- Abriss vom Wohn- u. Bürohaus einschl. Keller (ca. 400 m³ umbauter Raum)
- Abriss von Produktion- u. Lagerhallen (ca. 5.200 m³ umbauter Raum)
- Abriss von Schuppen (ca. 40m³ umbauter Raum)
- Ausbau von Ver.- u. Entsorgungsleitungen (ca. 120 m)

g)  Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistungen gefor-
dert werden

h)  Falls der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang der einzelnen Lose und Möglichkeit, Ange-
bote für eines, mehrere oder alle Lose einzureichen

i)  Zeitpunkt, bis zu dem die Bauleistungen beendet werden sollen oder Dauer des Bauleistungsauftrags; so-
fern möglich, Zeitpunkt, zu dem die Bauleistungen begonnen werden sollen
Von: Bis:
Beginn: sofort nach Auftragserteilung
Die Leistung ist fertigzustellen innerhalb von 6 Wochen nach dem vereinbarten Beginn der Ausführung.

j)  gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 zur Nichtzulaßung von Nebenangeboten
Nebenangebote sind zugelassen

k)  gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 4 zur Nichtzulaßung der Abgabe mehrerer Hauptange-
bote
Mehrere Hauptangebote sind zulässig

l)  Name und Anschrift, Telefon- und Telefaxnummer, E-Mail-Adreße der Stelle, bei der die Vergabeunterlagen 
und zusätzliche Unterlagen angefordert und eingesehen werden können; bei Veröffentlichung der Auf-
tragsbekanntmachung auf einem Internetportal die Angabe einer Internetadreße, unter der die Vergabe-
unterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen werden können; § 11 Absatz 
7 bleibt unberührt
Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfügung unter: https://bieterzugang.deutsche-evergabe.de/everga-
be.bieter/api/external/deeplink/subproject/4a60724e-1d28-4053-ae54-72de8b50ed63

m)  gegebenenfalls Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrags, der für die Unterlagen zu entrichten 
ist
Die Unterlagen stehen ausschließlich elektronisch zur Verfügung.

n)  bei Teilnahmeantrag: Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme, Anschrift, an die diese Anträge zu 
richten sind, Tag, an dem die Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden,
Teilnahme- oder Angebotsfrist:
Bindefrist:

o)  Frist für den Eingang der Angebote und die Bindefrist
02.12.2021 10:00:00
30.12.2021
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p)  Anschrift, an die die Angebote zu richten sind, gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote elektronisch 
zu übermitteln sind
In diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen, diese sind einzureichen unter:
https://portal.deutsche-evergabe.de

q)  Sprache, in der die Angebote abgefaßt sein müßen
Deutsch

r)  die Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden, und gegebenenfalls 
deren Gewichtung
Niedrigster Preis

s)  Datum, Uhrzeit und Ort des Eröffnungstermins sowie Angabe, welche Personen bei der Eröffnung der An-
gebote anwesend sein dürfen

t)  gegebenenfalls geforderte Sicherheiten
Vertragserfüllungsbürgsch aft 5 v. H. der Auftragssumme (einschließlich der Nachträge),
Bürgschaft für Mängelansprüche 3 v. H. der Auftragssumme (einschließlich der Nachträge).

u)  wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die maßgeblichen Vorschrif-
ten, in denen sie enthalten sind
Gemäß VOB.

v)  gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft nach der Auftragsvergabe haben muß
Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Vertreter.

w)  verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters
Mindestens 3 Referenzen von vergleichbaren Projekten, nicht älter als 5 Jahre; Umsätze der letzten 3
Geschäftsjahre; durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter - jeweils nachzuweisen durch beigefügten Referenzfragebogen.
Eigenerklärung nach § 16 (2) VOB/A und Erklärung gemäß § 19 MiloG - jeweils nachzuweisen gemäß Kriterienkatalog 
in den Vergabeunterlagen.

x)  Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße 
gegen
Vergabebestimmungen wenden kann
Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 34 VOB Beschwerdestelle
Postfach 300865
40408 Düsseldorf
Tel.:
Fax:

10.11.2021
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